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ENTWICKLUNGSPOLITIK Ein Gespräch mit Minister Dirk Niebel  
über den Run auf Rohstoffe, afrikanische Hoffnungs- und liberale Leistungsträger 

„Religion? Finger weg!“ 
C&W: Sie gehören keiner Kirche an. 
Auf  welchen Werten fußt Ihre Politik? 
Niebel: Ich bin ein gläubiger Mensch. 
Ich glaube an Gott, aber an keine Insti-
tution. Deswegen bin ich mit 16 Jahren 
aus der evangelischen Kirche ausgetre-
ten, weil ich mich in dieser Institution 
nicht wiederfand. Es war also nicht we-
gen der Kirchensteuer. Auf  der anderen 
Seite ist es meiner Frau sehr wichtig, 
dass unsere Kinder im christlichen 
Glauben erzogen werden. Meine Kin-
der sind getauft und konfirmiert, sie 
sind Mitglied der Kirche und meine 
Frau auch. Das ist etwas, das wir sehr 
lange besprochen haben, bevor wir ge-
heiratet haben. Übrigens zahle ich 
Kirchgeld. 
Christ & Welt: Macht Entwicklungs-
politik zurzeit mehr Spaß als liberale 
Politik? 
Dirk Niebel: Es ist in vielen Bereichen 
weniger mühsam, aber es gibt dafür 
andere Herausforderungen. Das Res-
sort, das ich leite, ist das einzige in 
Deutschland, in dem durch die Zusam-
menlegung der Entwicklungsorganisa-
tionen eine echte Strukturreform 
durchgeführt worden ist. Außerdem 
kann es als Investitionsressort zum 
Wohle der Partnerländer und Deutsch-
lands genutzt werden. Und es gibt uns 
die Möglichkeit, da wir mit der Zivilge-
sellschaft, mit den Kirchen und Stiftun-
gen zusammenarbeiten, in Milieus vor-
zudringen, in denen die FDP sonst ab 
und zu Schwierigkeiten hat.  
C&W: Warum haben Sie zur Krise in 
der FDP so auffällig geschwiegen? 
Niebel: Ich habe in dem Moment ge-
schwiegen, als alles gesagt war. Solange 
nicht alles gesagt war, habe ich mich 
sehr aktiv eingebracht, schon im De-
zember vergangenen Jahres, auch An-
fang dieses Jahres bis in den März hi-
nein. Dann war eine Entscheidung ge-
troffen, die ich nicht weiter zu kom-
mentieren hatte, weil sie getroffen war. 
Mit getroffenen Entscheidungen muss 
man leben. Außerdem habe ich ge-
lernt, dass es auch von Vorteil sein 
kann, nicht im Rampenlicht zu stehen. 
C&W: Sie haben sich vom Saulus zum 
Paulus der Entwicklungspolitik ge-
wandelt. Wird die FDP künftig nicht 
mehr fordern, das BMZ abschaffen? 
Niebel: Das Ministerium, das die FDP 
abschaffen wollte, gibt es nicht mehr. 
Wir waren nicht gegen Entwicklungs-
politik, sondern gegen die Art und Wei-
se, wie sie betrieben wurde. Ich war 
mal bei der Bundeswehr, und da habe 
ich gelernt, was Auftragstaktik ist. Das 
heißt, man gibt ein Ziel vor, und wenn 
man es auf  einem Weg nicht erreichen 
kann, dann muss man einen anderen 
rechtmäßigen Weg finden. Das Ziel ist 
erreicht: mehr Kohärenz, ein einheitli-
cher Außenauftritt Deutschlands und 
mehr Wirksamkeit. 
C&W: Sie wollen die Wirtschaft ver-
stärkt in die Entwicklungszusammen-
arbeit einbeziehen. Sind Sie in Wirk-
lichkeit lieber Wirtschaftsminister als 
Entwicklungsminister? 
Niebel: Nein. Zu den Aufgaben des 
Wirtschaftsministers gehört unter an-
derem die Erschließung neuer Absatz-
märkte. Das ist bei mir nicht der Fall. 
Es kann ein Nebeneffekt sein. Bei mir 
stellt sich die Frage, welche Entwick-
lungsdynamik zum Wohl unseres Part-

nerlandes ich anstoßen kann. Wenn ich 
allerdings private Finanziers dabei ha-
ben möchte, investieren diese nicht, 
wenn sie nicht auch einen Vorteil da-
von haben. Also muss ich Win-win-Si-
tuationen organisieren. Wenn sowohl 
das Entwicklungsland als auch der 
Wirtschaftspartner einen Vorteil ha-
ben, mit uns zu kooperieren, dann ha-
ben auch beide ein Interesse daran, 
dass ihr Projekt erfolgreich ist.  
C&W: Die Bundesregierung hat sich 
verpflichtet, bis zum Jahr 2015 min-
destens 0,7 Prozent ihres Bruttonatio-
naleinkommens in die Entwicklungs-
zusammenarbeit zu investieren. Wol-
len Sie das Ziel angesichts der öffent-
lichen Sparmaßnahmen mithilfe der 
Wirtschaft erreichen? 
Niebel: Das 0,7-Prozent-Ziel ist vor 41 
Jahren das erste Mal von einer deut-
schen Regierung versprochen worden 
und bis jetzt von keiner einzigen er-

reicht worden. Wir sind so dicht dran 
wie noch nie. Mein Etat mit 6,3 Milliar-
den Euro ist der höchste, den es je in 
der Entwicklungszusammenarbeit ge-
geben hat, und trotzdem haben wir im 
vergangenen Jahr nur 0,38 Prozent er-
reicht. Das sagt mir: Das Ziel muss 
bleiben, aber nur zu gucken, wie viel 
Geld ausgegeben wird, reicht auch 
nicht. Ich glaube sowieso, dass das 
Bruttonationaleinkommen die falsche 
Bemessungsgröße ist. Entscheidend ist 
die Wirksamkeit dessen, was wir tun.  
C&W: Sie sind gerade aus Liberia zu-
rückgekommen, das wegen seiner Roh-
stoffe weltweit Investoren, insbesondere 
chinesische Firmen, anzieht. Können 
Sie sich dort in diesem Bereich auch 
eine Kooperation mit China vorstellen? 
Niebel: Grundsätzlich ja. In Äthiopien 
und Ghana machen wir diese Koope-
rationen schon mit Israel, und in Peru 
haben wir eine Dreieckskooperation 
mit Brasilien. Es ist gut, die Schwellen-
länder und neuen Geber in die Ent-
wicklungszusammenarbeit einzubezie-
hen und dadurch näher an die Stan-
dards der Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) heranzuführen. Das gilt 
selbstverständlich auch für China. Die 
chinesische Regierung kennt unser An-
gebot und überlegt, ob und wann sie es 
gegebenenfalls in Anspruch nehmen 
möchte.  
C&W: Ist Liberia ein Hoffnungsträger 
in Afrika? 

Niebel: Ja und nein. Unter den fragilen 
Staaten ist Liberia mit Sicherheit einer 
der stabilsten. Das Land verfügt über 
eine entwicklungsorientierte Regie-
rung, die sehr engagiert Demokratisie-
rungsprozesse vorantreibt und Struktu-
ren schafft, die aber noch nicht unmit-
telbar auf  die Bevölkerung wirken. Li-
beria ist ein Vorreiter unter den fragi-
len Staaten, aber es ist ein fragiler Staat. 
Hier sorgen 8000 UN-Soldaten für Si-
cherheit, das staatliche Gewalt-
monopol kann von der Regierung allei-
ne noch nicht ausgeübt werden. 
C & W: Der Bürgerkrieg in der Elfen-
beinküste hat 180 000 Flüchtlinge 
nach Liberia getrieben. Ist dies eine 
Bedrohung für die junge Demokratie? 
Niebel: Die Gefahr, durch rückkehrende 
bewaffnete Kräfte aus der Elfenbein-
küste instabil zu werden, ist ausdrück-
lich gegeben. Außerdem sollen im 
Herbst Wahlen stattfinden. Regierung 
und Opposition werben gleichermaßen 
dafür, die Ergebnisse zu akzeptieren, 
wie immer sie auch aussehen werden. 
Das ist einer der zentralen Punkte für 
ganz Afrika. Nach mehreren demokra-
tischen Regierungswechseln ohne ge-
walttätige Auseinandersetzungen hat 
die Situation in der Elfenbeinküste den 
gesamten Kontinent ein Stück zurück-
geworfen. Wenn in Liberia die Wahlen 
demokratisch durchgeführt und die Er-
gebnisse akzeptiert werden, dann ist 
die Gefahr eines Rollbacks hin zu Dik-
taturen gebannt und die Chancen auf  
eine demokratische Weiterentwicklung 
in Afrika steigen deutlich. Deshalb soll-
te man Liberia im Auge behalten.  
C&W: Erteilt uns Afrika nicht gerade 
eine Lektion in Sachen Demokratie?  
Niebel: Nein, Afrika vollzieht in man-
chen Bereichen das nach, was in der 
Aufklärung in Europa passiert ist. Des-
wegen muss man auch in langen Zeit-
räumen denken, man darf  nicht erwar-
ten, dass sich alles im Eiltempo ver-
ändert. Schnipp, und schon ist aus einer 
Diktatur eine Demokratie geworden, 
das ist zu einfach gedacht. Wir haben 
aufgrund der arabischen Revolution 
drei Fonds aufgelegt, einen für Demo-
kratisierung, einen für Wirtschaft und 
einen für Bildung. Außerdem haben 
uns Tunesien und Ägypten darum ge-
beten, ihnen bei der Formulierung ih-
rer neuen Verfassungen zu helfen. Das 
ist eine große Chance für Deutschland. 
C&W: Sie wollen die Kirchen stärker in 
die Entwicklungszusammenarbeit ein-
binden. Sollte Religion mehr Gewicht 
in der Entwicklungszusammenarbeit 
bekommen? Schließlich sind viele Kon-
flikte religiös motiviert …  
Niebel: Die Religion sollte kein größeres 
Gewicht einnehmen, die Kirchen 
schon. Deswegen haben wir im Haus-
halt trotz Schuldenbremse mehr Geld 
eingestellt. Mit konfessionell ausgerich-
teten Projekten würden wir noch mehr 
Konflikte schaffen, statt sie zu begren-
zen. Das sehen übrigens auch die kirch-
lichen Entwicklungsorganisationen so. 
Die Diskussion war aktuell bei der 
Koptenverfolgung in Ägypten, da kam 
die Frage auf, ob man nicht Maßnah-
men nur für koptische Christen durch-
führen müsste. Alle, die sich damit aus-
kennen, sagen: Finger weg davon! 
 
Das Gespräch führte Astrid Prange. 
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C H R I S T  U N D  W E L T  

Ich mach mir die Welt, 
wie sie mir gefällt  

steigt: Fast ein Drittel der Ka-
tholiken erklären inzwi-
schen, dass ihnen ihr persön-
licher Glaube wichtiger ist als 
das, was der Papst und die Bi-
schöfe sagen. Schon frühere 
Umfragen haben gezeigt, 
dass viele Gläubige eher ihr 
Gewissen als Instanz betrach-
ten als zum Beispiel die 
kirchliche Sexualmoral.  

Diese Christen basteln 
sich ihren Glauben zurecht. 
Die Patchwork-Religion, die 
meist buddhistisch- oder kab-
balistisch-inspirierten Holly-
woodstars nachgesagt wird, 
hat das katholische Milieu er-
fasst. Enzykliken und Hirten-

briefe werden je nach Bedarf  wahr-
genommen oder ignoriert. Man pickt 
sich das heraus, was einem ganz kon-
kret im Leben weiterhilft. Mit so viel 
Flexibilität tut sich eine 2000 Jahre alte 
Institution, die sich dem Ewigen ver-
pflichtet fühlt, schwer. Lehramt und 
Seelsorge klaffen gerade bei dieser 
Gruppe der kirchlich noch gebundenen 
Sinnsucher weit auseinander. Sie zu er-
reichen, ohne die Treuen zu verprellen, 
ist ein Spagat, gerade für die Bischöfe.  

Der Dialog-Prozess sollte dabei hel-
fen, dieses Kunststück zu vollbringen. 
Doch derzeit streiten Würdenträger 
und Laien vor allem darüber, ob die 
Bewegungsübung, an der sie sich gera-
de versuchen, nun Dialog oder Ge-
spräch heißen soll. Angesicht der neu-
en Zahlen aus Bensberg könnte man 
auf  den Gedanken kommen, dass es 
drängendere Probleme gibt als die Su-
che nach dem treffenden Terminus. Es 
fehlt an Ideen, nicht an Worten. 

Astrid Prange

Nein, meinen Glauben 
möchte ich mir nicht vor-
schreiben lassen. Von nie-
mandem. So denken viele 
Christen in Deutschland. Die 
Welle der Kirchenaustritte im 
vergangenen Jahr, über die 
Christ & Welt kürzlich aus-
führlich berichtete, hat deut-
lich gezeigt, dass der Miss-
brauchskandal messbare Fol-
gen hatte. Rund 180 000 Ka-
tholiken haben im Jahr 2010 
ihrer Kirche den Rücken ge-
kehrt, ein Höchststand. Doch 
auch diejenigen, die bleiben, 
werden zum pastoralen Pro-
blem. Denn für viele von ih-
nen lautet offenbar die Devi-
se: aushalten statt austreten.  

Dies ist der Trend einer neuen, bis-
her unveröffentlichten Studie der Tho-
mas-Morus-Akademie Bensberg. Bei 
der bundesweiten, telefonischen Reprä-
sentativuntersuchung durch die Uni-
versität Paderborn wurden 1709 Bürger 
aller Konfessionen zu ihrer persönli-
chen Meinung über die Skandale der 
katholischen Kirche befragt. Zwar wa-
ren sich 38,4 Prozent der Katholiken 
darüber einig, dass die Affären dem An-
sehen der katholischen Kirche dauer-
haft geschadet haben. Aber nur 3,6 Pro-
zent von ihnen gaben an, ernsthaft 
über einen Austritt nachzudenken. 
Ökumenischer Nebenaspekt der Um-
frage: Unter den Protestanten sorgten 
sich sogar 42 Prozent um den Image-
schaden der katholischen Kirche.  

Immerhin 27 Prozent wollten sich 
trotz aller Skandale nicht von ihrer po-
sitiven Haltung zur Kirche abbringen 
lassen. Doch die Zahl derer, die sich in-
nerlich vom Klerus losgesagt haben, 

Per Dekret 
kann man 
weder Kir-
chen füllen 
noch Glaube 
entfachen.  

KIRCHENAUSTRITTE Eine neue Studie belegt den Trend 
zum persönlichen Glauben aus dem Baukasten  

„Das Ministerium,  
das die FDP abschaffen 
wollte, gibt es nicht mehr. 
Wir waren nicht gegen 
Entwicklungs politik,  
 sondern die Art, wie sie 
 betrieben wurde.“  

 
Nachruf 

 
 

Wir nehmen Abschied  
von unserer Mitarbeiterin 

 Sabine Bleth-Gerigk  
die am 15. Mai 2011 

im Alter von 52 Jahren verstorben ist. 
 
 
 

Frau Bleth-Gerigk war 22 Jahre  
beim Rheinischen Merkur beschäftigt.  
Als Assistentin der Geschäftsführung  

hatte sie sich besonders durch ihre Hilfsbereitschaft  
und ihr persönliches Engagement  

ausgezeichnet und unsere Wertschätzung erworben. 
 

Wir trauern um eine liebe  
und hochgeschätzte Kollegin, die wir dankbar  

in guter Erinnerung behalten werden.  
Unser Mitgefühl gilt ihren Angehörigen. 

 
Bonn, 26. Mai 2011 

Geschäftsleitung, Betriebsrat  
und Belegschaft der 

Verlag Rheinischer Merkur GmbH i. L. 
 
 

Die Beerdigung fand am Freitag, dem 20. Mai 2011,  
im Familienkreis statt.

Almosen, nein danke! 
Dirk Niebel will 

Armut nicht mit Wohltätig-
keit, sondern mit 

privaten Investitionen 
 überwinden. 

V O M  S A U L U S  Z U M  P A U L U S  

Er ist immer auf Wählersuche. Von 
2005 bis 2009 verschaffte Dirk Niebel 
als Generalsekretär der FDP seiner 
Partei traumhafte Wahlergebnisse 
zwischen 9,8 Prozent (2005) und 14,6 
Prozent (2009). In seiner Position als 
Chef des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (BMZ) versucht er nun 
seit zwei Jahren, seiner Partei neue 
Milieus zu erschließen. 
Der 1963 geborene Politiker gibt sich 
reformfreudig. Niebel will der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit 
eine straffere Struktur verpassen und 
deutschen Firmen ermöglichen, an 
den wachsenden Investitionen in der 

internationalen Hilfsbranche teilzuha-
ben. Unter seiner Federführung fusio-
nierten die drei Durchführungsorga-
nisationen GTZ, DED und Inwent zur 
neuen Gesellschaft für internationale 
Zusammenarbeit (GIZ). 
Neben der Wirtschaft sollen auch 
Kirchen und die breite Öffentlichkeit 
verstärkt in die Entwicklungszusam-
menarbeit einbezogen werden. Im 
November will das BMZ einen soge-
nannten Entwicklungsschatzbrief he-
rausgeben. Bei dem Wertpapier kön-
nen Anleger auf ihre Zinseinnahmen 
verzichten, die dann öffentlichen Pro-
jekten zur Armutsbekämpfung zugu-
tekommen. apo 
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